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Von Eiken Bruhn

Im Land Bremen gebe es zu we-
nig Ärzt*innen, die Schwanger-
schaftsabbrüche durchführen, 
finden Linke, Grüne und SPD – 
und das soll der Senat jetzt än-
dern. Er solle alle Möglichkeiten 
nutzen, den „Schwangerschafts-
abbruch in Bremen und Bremer-
haven – also wohnortnah – zu er-
möglichen“, heißt es in einem 
aktuellen Antrag an die Bür-
gerschaft. Die Koalitionsfrakti-
onen vermuten, dass die man-
gelnde Aus- und Weiterbildung 
zu Methoden des operativen 
und medikamentösen Schwan-
gerschaftsabbruchs ursächlich 
ist für den Ärzt*innenmangel.

Der ist in Bremen noch nicht 
so gravierend wie etwa in man-
chen Regionen in Niedersach-
sen. Aber die Situation ist an-
gespannt: Im Antrag steht, dass 
in Bremerhaven derzeit nie-
mand Abbrüche durchführt. 
Das stimmt so nicht. Nach An-
gaben der Beratungsstelle Pro 
Familia in Bremerhaven gibt es 
zwei Ärzte, die an wenigen Ta-
gen im Klinikum Reinkenheide 
operieren. Allerdings komme 
es immer wieder vor, dass ei-
ner oder sogar beide ausfielen, 
sagt die Leiterin der Beratungs-
stelle der taz.

In der Stadt Bremen ist die 
Lage etwas besser. Die meisten 
Abbrüche werden im medizini-
schen Zentrum von Pro Familia 
durchgeführt. Es gib aber immer 
wieder Probleme, Ärzt*innen zu 
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finden, was zu eingeschränkten 
Kapazitäten und verlängerten 
Wartezeiten führt. Daneben gibt 
es etwa eine Handvoll niederge-
lassener Gynäkolog*innen, von 
denen die offizielle Liste der 
Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung aber nur zwei 
aufführt. Die anderen halten 
ihre Tätigkeit geheim, vermut-
lich um nicht ins Visier christ-
licher Fundamentalist*innen 
zu geraten. Zudem seien diese 
Kolleg*innen nahe am Ren-
tenalter oder gar darüber hi-
naus, sagt die Vorsitzende des 
Bremer Berufsverbands der 
Frauenärzt*innen, Kerstin 
Schwarzer.

Tatsächlich sind Methoden 
des Schwangerschaftsabbruchs 
nur an einigen Universitäten 
Thema im Medizinstudium – 
und dann auch nur theoretisch. 
Zur praktischen Ausbildung von 
Gynäkolog*innen gehören sie 
nicht, darüber entscheiden die 
Ärztekammern. Gelehrt wird in 
Deutschland bisher nur das Aus-
schaben der Gebärmutter nach 

Fehlgeburten. Schonendere Me-
thoden, das haben internatio-
nale Studien gezeigt, sind aber 
das Absaugen und der medika-
mentöse Schwangerschaftsab-
bruch.

Nun stellen sich die 
Antragsteller*innen von Rot-
Grün-Rot vor, dass „das Land 
Bremen ein eigenes Fortbil-
dungsprogramm für Ärzt*innen 
anbieten kann“ – ohne dies nä-
her zu erklären. Vorstellbar 
wäre, dass das Land Bremen 
Ärzt*innen unterstützt, die für 
sich entscheiden, das lernen zu 
wollen.

Zudem solle sich der Senat 
dafür einsetzen, „dass im Rah-
men der Ausbildung an Klini-
ken die Vornahme von Schwan-
gerschaftsabbrüchen gelehrt 
wird“, steht in dem Antrag. Das 
ist gerade in Bremen schwierig, 
da an den Kliniken fast nur Ab-
brüche nach der 14. Schwanger-
schaftswoche gemacht werden, 
bei denen ausgeschabt wird. Im 
Jahr 2019 wurden laut statisti-
schem Bundesamt 236 ambu-
lante und stationäre Abbrüche 
in Kliniken im Land Bremen 
vorgenommen – und 1.889 in 
ambulanten Praxen, 85 Prozent 
davon im medizinischen Zent-
rum von Pro Familia. Dort liegt 
die Expertise – aber wer sich 
dort ausbilden lässt, kann sich 
dies nicht für die Fachärztin an-
erkennen lassen.

Dass die Politik versuche, 
Einfluss auf die ärztliche Aus-
bildung zu nehmen, sei rich-

tig, sagt Alicia Baier, Gründerin 
und Vorsitzende von Doctors for 
Choice. „Es geht nur über öffent-
lichen Druck.“ Der Verein setzt 
sich unter anderem dafür ein, 
dass Schwangerschaftsabbrü-
che als Bestandteil der gynäko-
logischen Tätigkeit anerkannt 
werden. „Es muss einfach klar 
sein, dass das dazugehört“, sagt 
Baier.

Auch Kerstin Schwarzer vom 
Bremer Berufsverband begrüßt 
den Antrag. „Es müssen beide 
Methoden gelehrt werden, das 
operative und das medikamen-
töse Vorgehen“, sowohl im Stu-
dium als auch in der Facharzt-
weiterbildung. „Wenn ich als 
Ärztin keine Kompetenz in ei-
ner Tätigkeit habe, kann ich sie 
schwerlich anbieten.“

Nicht umsetzbar ist der 
vierte und letzte Punkt auf der 
Wunschliste an den Senat. Weil 
es Frauen in manchen euro-
päischen Ländern wie Polen 
noch schwerer haben, einen si-
cheren Schwangerschaftsab-
bruch zu bekommen, soll der 
Senat „prüfen, inwieweit EU-
Ausländer*innen mit der eu-
ropäischen Krankenversiche-
rungskarte (EHIC) ein erleich-
terter Zugang zu medizinischen 
Einrichtungen gewährt werden 
kann“. Aber Abtreibungen sind 
in Deutschland keine Kassen-
leistung, auf Antrag überneh-
men die Bundesländer die Kos-
ten in Höhe von 350 bis 600 
Euro für Frauen mit geringem 
Einkommen.

das kohfeldt-wetter
„Ich hätte mir einen Abstieg nicht verzeihen 
können“, hält die Deutsche Presse-Agentur für eins 
der vier interessantesten Zitate aus einer Presse-
konferenz mit Werder-Trainer Florian Kohfeldt. Die 
anderen? Wollen Sie nicht wissen. 19 Grad, Sonne

Online-Petition für kleinere Klassen
Die Rückkehr zu halbierten Grundschulklas-
sen fordert die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) in einer aktuellen Online-
Petition. Sie begründet dies zum einen mit der 
Sorge vor Ansteckungen mit dem Coronavirus, 
wenn Abstände nicht mehr eingehalten wer-
den. Zum anderen hätten viele Lehrerinnen, 
Schülerinnen und Eltern gesagt, dass sich das 
Lernen in kleineren Gruppen positiv auf die 
Lernfortschritte der Schülerinnen auswirke, 
so die GEW. „Besonders leistungsschwächere 
Schüler*innen profitieren von der Beschu-
lung in kleineren Gruppen sehr, da die Lehr-
kräfte mehr Zeit haben, individuell und dif-
ferenziert auf alle einzugehen. Die Intensität 
des Unterrichts gleicht die kürzere Beschulung 
aus.“ (taz)

Großeinsatz in Shisha-Bar 
Für einen Großeinsatz von Feuerwehr und Po-
lizei sorgte in der Nacht zum Freitag eine grö-
ßere Personengruppe in einer Shisha-Bar in 
der Neustadt. Nach Angaben der Polizei hät-
ten sich rund 20 Personen in einem Raum in 
der Kornstraße aufgehalten, der einen deutlich 
zu hohen Kohlenmonoxid Gehalt aufwies. Zu-
dem hätten die Betreiber gegen das Infektions-
schutzgesetz verstoßen. Das Lokal sei geschlos-
sen worden, ein Mann musste mit zur Wache, 
da sieben Haftbefehle gegen ihn vorgelegen 
hätten, so die Polizei. (taz)

nachrichten

Eiken Bruhn über rot-rot-grüne Pläne zum Schwangerschaftsabbruch

D
ie Koalition aus Linken, Grünen 
und SPD fordert in einem aktu-
ellen Antrag an die Bürgerschaft, 
dass Ärzt*innen Methoden des 

Schwangerschaftsabbruchs lernen sollen, 
möglichst schon während des Studiums – 
zu Recht. Denn das könnte tatsächlich bei 
der einen oder anderen das Bewusstsein da-
für wecken, dass Abtreibungen zur ärztli-
chen Tätigkeit gehören.

Doch die Folgerung, mehr Aus- und Wei-
terbildung sei ausreichend, um den im An-
trag beklagten Ärzt*innenmangel zu behe-
ben, ist naiv. Es gibt viel entscheidendere 
Gründe, warum junge Ärzt*innen damit 
nichts zu tun haben wollen. Unter anderem 
haben sie zu Recht Angst vor Nachstellung 
durch christliche Fundamentalist*innen. 
Viele werden aber wie weite Teile der Ge-
sellschaft der Vorstellung anhängen, es gebe 
ein „ungeborenes Leben“, das durch Andro-

hung von Strafe und Beratungszwang vor 
dem irrlichternden Verhalten seiner poten-
ziellen Mutter geschützt werden müsse. Das 
liegt daran, dass es fast ein Vierteljahrhun-
dert keine politische oder gesellschaftliche 
Auseinandersetzung um Schwangerschafts-
abbrüche gegeben hat. Diejenigen, die sich 
gestern wie heute am lautesten zum Thema 
äußern, sind jene, die Abtreibungen ganz 
verbieten wollen.

Und das Gesetz gibt ihnen recht. Para-
graf 218 des Strafgesetzbuchs brandmarkt 
Schwangerschaftsabbrüche als Tötungsde-
likte. Der im vergangenen Jahr leicht modifi-
zierte Paragraf 219a erlaubt Ärzt*innen zwar 
zu sagen, dass sie Abbrüche machen – aber 
nicht, wie. Auch das Schwangerschaftskon-
fliktgesetz verstärkt den Eindruck, Schwan-
gerschaftsabbrüche seien irgendwie igitt 
und stünden außerhalb der Medizin. „Nie-
mand ist verpflichtet, an einem Schwanger-

schaftsabbruch mitzuwirken“, heißt es da-
rin. Kein Wunder, wenn sich Ärzt*innen an 
solch geächteten Taten nicht beteiligen.

Deshalb ist es ein Armutszeugnis für Rot-
Rot-Grün in Bremen, dass sie in ihrem An-
trag zwar die „massive Einschränkung des 
Selbstbestimmungsrechts“ beklagen – aber 
keine Schlüsse daraus ziehen und die Ab-
schaffung des Paragrafen 218 fordern, wie 
es die Linke auf Bundesebene seit Jahrzehn-
ten tut. Auch die Grünen haben das im alten 
Grundsatzprogramm sowie im Entwurf des 
neuen stehen; die gläubige Fraktionschefin 
im Bundestag hat gar Gesetzesinitiativen 
angekündigt. Haben das die Bremer Grü-
nen nicht mitbekommen? Gemeinsam mit 
der Linken hätten sie die SPD überzeugt: An-
ders als im Bund muss die in Bremen nicht 
vor der CDU zu Kreuze kriechen, die sich 
hartnäckig weigert anzuerkennen, dass der 
Paragraf 218 kein Leben schützt.

Mehr Ausbildung löst das Problem nicht

Ein mutiger Akt
„In einer besseren Welt gäbe es keine  
Waffen“,
taz Bremen vom 8. 7. 20
Im Juni 2017 hatte ich Bürgermeister Sieling 
im Namen der IPPNW angeschrieben und 
ihn gebeten, die Flagge der „Mayors for 
Peace“ am Rathaus zu hissen. Damals wurde 
mir von der Rathausverwaltung beschieden, 
dies verbiete die Bundesflaggenordnung. 
Das Bremer Rathaus sei kein kommunales 
Gebäude, sondern beherberge den Präsiden-
ten des Senats als Chef eines Bundeslandes. 
Der mutige Akt von Herrn Bovenschulte zeigt 
mir nun, wie tief der Kotau des damaligen 
Amtsinhabers vor der Bremer Rüstungslobby 
war, dass er noch nicht einmal den symboi-
schen Akt des Flagge-Zeigens für den Frieden 
wagte. In einem weiteren Schreiben hatte ich 
Herrn Sieling versehentlich nicht als „Mayor“ 
(Bürgermeister), sondern als „Major“ (Major) 
for peace angeredet. Ich wusste nicht, wie 
Recht ich damit hatte.
Joachim Streicher, Bremen

Utopie Rennbahn
„Wir bringen die Fläche wieder ins  
Bewusstsein“,
taz Bremen vom 18. 6. 20
Eine andere Welt ist möglich, gemeinsam 
kann sie auf der ehemaligen Rennbahn ent-
wickelt und gelebt werden, so lange diese zur 
Verfügung steht. Ich würde mit einen alter-
nativen Zeltplatz mit Corona-Abstandsregeln 
auf der Rennbahn beginnen; für alle, die eine 
neue Gesellschaft jetzt leben wollen,
in Kleingruppen organisiert, wie auf Wider-
standscamps (vom Wendland am Bohrloch 
1004 bis zum Frauen-Lesben-Widerstands-
camp gegen Atomsprengköpfe im Hunsrück, 
bei vielen Hausbesetzungen etc.) mit Selbst-
verwaltung, eigener Währungen … 
Dazu würde ich als 1. einen Aufruf formu-
lieren, um die Möglichkeiten/Ideen zu 
sammeln, 2. ein Treffen vereinbaren, um die 
groben Grundregeln für den Start zu formu-
lieren und Bedingungen festzuklopfen und 
dann geht‘s los. Was immer auf der alterna-
tiven Rennbahn entwickelt wird, es wäre ein 
Anziehungspunkt/Magnet für fortschrittli-
che Kräfte für Bremen.
Eva Sassen, Delmenhorst
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Ärzt*innen gesucht 
Auch in Bremen gibt es zu wenig Mediziner*innen, die Schwangerschaftsabbrüche 
durchführen. Die Koalition will dies mit verbesserter Aus- und Weiterbildung lösen

„Es müssen beide 
Methoden gelehrt 
werden, operativ 
und medikamentös“
Kerstin Schwarzer, 
Frauenärzt*innen-Berufsverband




